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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
NDG Nachrichtendienstgesetz
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
EDÖB Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
KKPKS Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

DFJP Département fédéral de justice et police
CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
LRens Loi sur le renseignement
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CrEDH Cour européenne des droits de l'homme
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
CCPCS Conference des commandants des polices cantonales
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Wie Bundesrat Guy Parmelin bereits im Anschluss an die Volksabstimmung vom 25.
September 2016 angekündigt hatte, schickte der Bundesrat Anfang 2017 die
Verordnungen zum neuen Nachrichtendienstgesetz in die Vernehmlassung. Es
handelte sich dabei einerseits um die Verordnung über den Nachrichtendienst (NDV),
die dort greift, wo das NDG der Präzisierung bedarf. So werden darin etwa die
Zusammenarbeit des NDB mit in- und ausländischen Stellen, die
Informationsbeschaffung, der Datenschutz und die Archivierung, die Kontrolle, der
interne Schutz, die Sicherheitsmassnahmen sowie die Bewaffnung des NDB
konkretisiert. Andererseits handelte es sich um die Verordnung über die Informations-
und Speichersysteme des NDB, die technische Regelungen zum Betrieb, zum Inhalt und
zur Nutzung dieser Systeme enthält. In einer separaten Vernehmlassung, die im März
eröffnet wurde, holte der Bundesrat zudem Stellungnahmen zur Verordnung über die
Aufsicht über die nachrichtendienstlichen Tätigkeiten (VAND) ein. Diese dritte
Umsetzungsverordnung regelt administrative Fragen bezüglich der Aufsichtsbehörde
(AB-ND), die Kontrolle der Funk- und Kabelaufklärung durch die Unabhängige
Kontrollinstanz (UKI) sowie die Zusammenarbeit zwischen dem Bund und der
Dienstaufsicht in den Kantonen. Für Kritik sorgte, dass die AB-ND administrativ dem
Generalsekretariat des VBS zugeordnet werden sollte. Das entspreche nicht dem Willen
des Parlaments, das während der Beratung des NDG den Bundesrat per Motion
(15.3498) dazu aufgefordert hatte, Möglichkeiten für eine Aufsicht ausserhalb der
Bundesverwaltung aufzuzeigen, monierte Nationalrätin Edith Graf-Litscher (sp, TG)
gegenüber der Presse; nicht zuletzt habe das Versprechen einer starken und
unabhängigen Aufsicht Viele dazu bewogen, dem Gesetz in der Volksabstimmung
zuzustimmen. Weniger problematisch sahen dies Ständerat Alex Kuprecht (svp, SZ),
Präsident der GPDel und damit der parlamentarischen Oberaufsicht über den NDB,
sowie EDÖB Adrian Lobsiger, die beide die operative Selbstbestimmung der Aufsicht
durch deren rein administrative Ansiedlung beim VBS – überdies mit eigenem Budget –
nicht gefährdet sahen, wie sie in den Medien erklärten.
Daneben traf der Bundesrat weitere Vorbereitungen für die geplante Inkraftsetzung
des neuen NDG am 1. September 2017. So hob er in der bestehenden Verordnung über
den Nachrichtendienst des Bundes (V-NDB) die Vorschrift auf, dass der NDB
Informationen über das Inland und solche über das Ausland in intern getrennten
Organisationseinheiten beschaffen muss. Damit werde «ein letztes Überbleibsel» der
einst getrennten Inlands- und Auslandsnachrichtendienste abgeschafft, wie es in der
entsprechenden Medienmitteilung hiess. Die V-NDB wird mit Inkrafttreten des neuen
NDG ihre Geltung zwar verlieren, doch dass die Fusion im Hinblick auf das neue NDG
schon vorzeitig vollzogen werde, sei organisatorisch «sicher sinnvoll», zitierte die NZZ
GPDel-Präsident Kuprecht. Gemäss Bundesrat könne der NDB nun seine
Organisationsstruktur optimieren und Synergien nutzen. Zudem wählte der Bundesrat
im Mai – und damit fast ein halbes Jahr später als von Verteidigungsminister Parmelin
ursprünglich angekündigt – den Juristen Thomas Fritschi zum Leiter der AB-ND. Er
werde die Aufsichtsbehörde ab August organisatorisch und personell aufbauen, gab die
Regierung per Medienmitteilung bekannt.
In der Vernehmlassung wurden erhebliche Einwände hauptsächlich von Mitgliedern des
ehemaligen Referendumskomitees vorgebracht, darunter die Forderung, die AB-ND
ausserhalb der Bundesverwaltung anzusiedeln. Im Ergebnisbericht erläuterte das VBS,
dass dafür eine Änderung des formellen Gesetzes vonnöten wäre, weshalb dieser und
weitere Vorschläge nicht in den Entwurf übernommen wurden. Die Kantone als
Hauptadressaten des Verordnungsrechts sowie die KKJPD und die KKPKS unterstützten
die in den Vorentwürfen eingeschlagene Stossrichtung dagegen einhellig. Von ihnen
geäusserte Anpassungswünsche, wie auch die Empfehlungen des
Bundesverwaltungsgerichts und der GPDel habe der Bundesrat weitestgehend in die
Entwürfe übernommen, erläuterte er per Medienmitteilung. Die Sicherheitspolitischen
Kommissionen beider Räte nahmen darauf zur Kenntnis, dass die Regierung die
wichtigsten in der Vernehmlassung ausgesprochenen Empfehlungen berücksichtigt
habe und verzichteten auf weitere Änderungsvorschläge an den Bundesrat. Sie
sprachen sich für eine schnellstmögliche Inkraftsetzung des NDG und der
dazugehörigen Verordnungen aus, damit der NDB seinem Auftrag zum Schutz des
Landes nachkommen könne.

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.09.2017
KARIN FRICK
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Der Bundesrat verabschiedete die drei Verordnungen Mitte August und setzte sie
zusammen mit dem NDG auf den 1. September 2017 in Kraft. Ab dann kann der NDB
seine neuen Kompetenzen wahrnehmen und die neuen Überwachungsmittel einsetzen.
Einen Tag vor dem Inkrafttreten kündigte eine Handvoll Personen aus dem Umfeld der
Digitalen Gesellschaft an, beim NDB ein Gesuch um Unterlassung der neuen
Kabelaufklärung, d.h. der Durchsuchung des grenzüberschreitenden Internetverkehrs
nach Stichworten, einzureichen. Wie die Aargauer Zeitung berichtete, konnten sie
unter anderem den Schweizer Anwalt Edward Snowdens, Marcel Bosonnet, für ihre
Sache gewinnen. Dennoch rechneten sie nicht damit, dass der NDB ihrem Begehren
stattgeben werde, planten aber, anschliessend den Rechtsweg zu beschreiten, «notfalls
bis zum EGMR in Strassburg», wie die Zeitung den federführenden Anwalt und
Präsidenten von Grundrechte.ch Viktor Györffy zitierte. Spätestens dort würden sie
recht erhalten, zeigte sich Györffy überzeugt, denn die «anlasslose
Massenüberwachung», die der NDB von jetzt an praktiziere, verletze das Grundrecht
auf Privatsphäre, die Unschuldsvermutung und das Verhältnismässigkeitsprinzip. 1

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Seit dem 1. Juli 2006 ist das Bundesgesetz über das Öffentlichkeitsprinzip in Kraft. Mit
diesem Prinzip wird Verwaltungstransparenz angestrebt: Alle Verwaltungsdokumente
sollen grundsätzlich allen interessierten Personen offengelegt werden. Das Parlament
hatte allerdings einige Ausnahmeregelungen von diesem Prinzip eingeführt. Eine Folge
davon ist, dass unterschiedliche Verwaltungseinheiten sehr hohe Gebühren für die
Herausgabe von Dokumenten verlangen. Mit einer parlamentarischen Initiative wollte
Edith Graf-Litscher (sp, TG) dem einen Riegel schieben. Sie wies zwar in ihrer
Begründung darauf hin, dass in den allermeisten Fällen keine Gebühren verlangt
würden: 97% der beim EDÖB gemeldeten Gesuche seien gratis erledigt worden.
Allerdings seien die restlichen 3% mit teilweise exorbitant hohen Gebühren versehen
worden. Sie nannte das Beispiel der Akten im Zusammenhang mit der Duro-
Beschaffung, für deren Einsicht vom Bundesamt für Rüstung eine Gebühr von CHF
7'900 erhoben worden sei oder die CHF 16'500, die einer Lärmschutzvereinigung für
die Einsicht in einen 90-seitigen Bericht in Rechnung gestellt worden wären. Dies
erwecke den Anschein, dass einzelne Verwaltungsstellen hohe Hürden aufstellten. Weil
dies dem Öffentlichkeitsprinzip diametral entgegen stehe, sei eine gesetzliche
Grundlage für grundsätzlich vollständige Gebührenfreiheit  zu schaffen. 
Mit 17 zu 4 Stimmen sprach sich die SPK-NR für Folge geben aus. Gleichzeitig müsse
auch das Verfahren präzisiert werden. Die ständerätliche Schwesterkommission stiess
sich ebenfalls an der uneinheitlichen Erhebung von Gebühren, die aufgrund ihrer
abschreckenden Wirkung dem Öffentlichkeitsprinzip zuwiderlaufe, und sprach sich
Anfang 2017 einstimmig für das Anliegen aus. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.01.2017
MARC BÜHLMANN

Weil sowohl die SPK-NR (im Oktober 2016) als auch die SPK-SR (im Januar 2017) der
parlamentarischen Initiative Graf-Litscher (sp, TG) für eine Gebührenregelung des
Öffentlichkeitsprinzips Folge gegeben hatten, wäre es an der SPK-NR gewesen, eine
entsprechende Vorlage auszuarbeiten. Allerdings hatte die Kommission im März 2017
entschieden, zuvor die angekündigte Ausarbeitung einer Teilrevision des
Öffentlichkeitsgesetzes durch das EJPD abzuwarten. Das Anliegen der
parlamentarischen Initiative, für den Zugang zu öffentlichen Dokumenten nur in
begründeten Ausnahmefällen Gebühren zu erheben, hätte in diese Revision einfliessen
sollen. Das EJPD wollte jedoch seinerseits verschiedene Entwicklungen abwarten, bis es
eine kohärente Vorlage erarbeiten könne. Ein Entscheid des Bundesrats über das
weitere Vorgehen sei erst im Frühjahr 2019 zu erwarten. Aus diesem Grund beantragte
die SPK-NR eine Fristverlängerung für die Ausarbeitung einer Vorlage. Man wolle nach
dem Entscheid des Bundesrates befinden, ob es zielführender sei, die gesetzlichen
Änderungen selber auszuarbeiten. 
In der Frühjahrssession 2019 gab der Nationalrat grünes Licht für die Verlängerung der
Frist bis zum Frühling 2021. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN
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Bildung, Kultur und Medien

Medien

Neue Medien

Als erste der grossen Parteien präsentierte eine SP-Arbeitsgruppe unter der Leitung
von Edith Graf-Litscher (sp, TG), welche seit den eidgenössischen Wahlen vom Oktober
2015 neu Mitglied der sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrats ist, im
November 2015 ein Positionspapier zur Internetpolitik, dem die Delegierten an ihrer
Versammlung im Folgemonat in St. Gallen zustimmten. Darin legen die
Sozialdemokraten ihre Sicht auf das Internet als Service Public dar, der nach
demokratischer Legitimierung frage und Ungleichheiten abbauen soll. Hierbei sollen
zum einen die rechtlichen Bestimmungen zur Ahndung von Rassismus, Homophobie
oder Sexismus verschärft und zum anderen einkommensschwachen
Bevölkerungsschichten der kostenlose Zugang zum Internet gewährt werden. Neben
weiteren Forderungen in unterschiedlichen Bereichen unterstützt die SP ferner explizit
die Möglichkeit zur staatlichen Überwachung im Cyberspace, sofern diese der
Aufklärung von schweren Verbrechen dient, im öffentlichen Interesse liegt und das
Verhältnismässigkeitsprinzip wahrt. Gleichzeitig stellt sich die Partei jedoch gegen eine
"verdachtsunabhängige, flächendeckende Überwachung" oder die Überwachung im
Rahmen des Geheimdienstes, was sie an derselben Delegiertenversammlung mit dem
Beschluss zur Unterstützung des Referendums zum Nachrichtendienstgesetz
untermauerte. Im Unterschied zu beinahe allen restlichen Forderungen im
Positionspapier wurde der Beschluss zu den letztgenannten Punkten relativ knapp
gefällt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.11.2015
MARLÈNE GERBER

1) Ergebnisbericht Vernehmlassung NDV und VIS-NDB; Ergebnisbericht Vernehmlassung VAND; Erläuternder Bericht NDV und
VIS-NDB; Erläuternder Bericht VAND; Medienmitteilung SiK-NR vom 27.6.17; Medienmitteilung SiK-SR vom 29.6.17;
Medienmitteilung VBS vom 10.3.17; Medienmitteilung VBS vom 10.5.17; Medienmitteilung VBS vom 11.1.17; Medienmitteilung
VBS vom 16.8.17; Medienmitteilung VBS vom 3.3.17; NZZ, 4.3.17; LZ, NZZ, SGT, 11.3.17; AZ, WoZ, 31.8.17
2) Medienmitteilung SPK-N vom 21.10.2016; Medienmitteilung SPK-S vom 13.1.2017
3) AB NR, 2019, S. 578; Bericht SPK-N vom 21.2.19
4) Protokoll DV SP vom 5.12.2015; SP (2015). Internetpolitik; NZZ, 14.11.15
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